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Erster  Teil 

Einleitung 

A. Aufgabenstellung 

Die vorliegende Arbeit untersucht die prozessuale Stellung, die der 
notwendig Beigeladene durch seine Beiladung im Verwaltungsstreit-
verfahren  erlangt. Sie bietet keine umfassende Darstellung des Rechts 
der notwendigen Beiladung. Insbesondere die Voraussetzungen der not-
wendigen Beiladung, die Urtei lswirkung gegenüber dem notwendig 
Beigeladenen und die Rechtsfolgen der Unterlassung einer notwendigen 
Beiladung werden nicht selbständig behandelt. Hierauf w i rd nur ein-
gegangen, soweit es zur Klärung der Rechtsstellung des notwendig Bei-
geladenen erforderlich  ist. Ziel der Arbeit ist es, über eine allgemeine 
Charakterisierung dieser Rechtsstellung hinaus im einzelnen die Fra-
gen zu klären, inwieweit die Wirksamkeit der Prozeßhandlungen des 
Klägers und des Beklagten eine Mi twi rkung des notwendig Beigela-
denen voraussetzt und ob der notwendig Beigeladene befugt ist, durch 
eigene Anträge über den Streitgegenstand zu verfügen. 

B. Verdeutlichung der Aufgabenstellung an Fällen 

Die hier angesprochenen Fragen haben die Rechtsprechung etwa in 
folgenden Fällen beschäftigt: 

a) Beschluß des OVG Münster vom 18. 2.19541 

Die Beklagte erfaßt im Haus des Klägers eine Wohnung und tei l t sie 
dem notwendig Beigeladenen zu. Hiergegen erhebt der Kläger An-
fechtungsklage. Kläger und Beklagter schließen einen Prozeßvergleich, 
wonach die Beklagte die angefochtene Verfügung aufhebt und der 
Kläger die Klage zurücknimmt. Der notwendig Beigeladene erklärt, 
daß er dem Vergleich nicht zustimmt. Ist der Vergleich dennoch w i rk -
sam?2 

1 OVGE 8, 233 = VerwRspr 6, 637. 
2 Vgl. hierzu Vierter Teil, Α . V I I I . 
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b) Beschluß des BVerwG vom 7. 6.19683 

Der Kläger ficht eine dem notwendig Beigeladenen erteilte Bau-
genehmigung an. Während des Rechtsstreits hebt die Beklagte die 
Baugenehmigung auf. Daraufhin erklären Kläger und Beklagte den 
Rechtsstreit in der Hauptsache für erledigt. Wird die Erledigung der 
Hauptsache dadurch in Frage gestellt, daß der notwendig Beigeladene 
der übereinstimmenden Erledigungserklärung widerspricht?4 

c) Beschluß des Gemeinsamen Senats 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 16. 3.19765 

Eine Klage w i rd in erster Instanz abgewiesen. Steht dem Kläger 
unter Übergehung der Berufungsinstanz die Sprungrevision zu, wenn 
nur der Beklagte dem zustimmt, der notwendig Beigeladene aber seine 
Zustimmung verweigert? 8 

d) Urtei l des Württemberg-Badischen 
Verwaltungsgerichtshofes  vom 28.10.19497 

Der Kläger erhält durch die Verfügung der Beklagten die Berech-
tigung, einen L K W zu beziehen. Das daraufhin angeschaffte  Fahrzeug 
stellt die Beklagte sicher, nachdem ihr bekannt geworden ist, daß der 
Kläger unrichtige Angaben über seine politische Vergangenheit ge-
macht hat. Durch eine weitere Verfügung wi rd der L K W dem L zur 
Verfügung gestellt. Die hiergegen gerichtete Anfechtungsklage wi rd 
in erster Instanz abgewiesen. Während der Anhängigkeit des Verfah-
rens in der Berufungsinstanz hebt die Beklagte die angefochtene Ver-
fügung auf. L gibt daraufhin den L K W an den Kläger heraus. Dieser 
beantragt nunmehr die Feststellung, die Inanspruchnahme des Wagens 
zugunsten des L sei unzulässig gewesen. I n der Berufungsinstanz er-
folgt die notwendige Beiladung des L. Dieser beantragt, die Beklagte 
zur Zahlung von 7900.— D M an ihn zu verurteilen, wei l er durch 
die mi t der Klage angefochtene Verfügung Eigentum an dem L K W 
erworben habe, das ihm nur gegen Entschädigung entzogen werden 
könne. Hier stellt sich die Frage, ob der notwendig Beigeladene be-
fugt ist, mi t seinem Antrag einen neuen Streitgegenstand in den Pro-
zeß einzuführen 8. 

3 BVerwGE 30, 27. 
4 Vgl. hierzu Vierter Teil, A. V I I . 
5 NJW 1976, 1682. 
β Vgl. hierzu Vierter Teil, Α . X I I . 
7 VerwRspr 2, 320. 
8 Vgl. hierzu Vierter Teil, Β . I . 
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C. Bisherige Behandlung des Themas 
in Rechtsprechung und Literatur 

Das Erfordernis  der Mi twi rkung des notwendig Beigeladenen an 
Prozeßhandlungen des Klägers und des Beklagten und seine Verfü-
gungsbefugnis über den Streitgegenstand sind sowohl in den geschil-
derten Fällen als auch hinsichtlich aller anderen bisher diskutierten 
Prozeßhandlungen umstritten9. Dies beruht darauf,  daß in Rechtspre-
chung und Lehre über die Rechtsstellung des notwendig Beigeladenen 
und seine Teilhabe an der Verfügungsbefugnis  über den Streitgegen-
stand im Grundsatz Unklarheit herrscht. Gem. § 63 Nr. 3 VwGO ist 
der Beigeladene ebenso wie Kläger, Beklagter, Oberbundesanwalt bzw. 
der Vertreter des öffentlichen  Interesses Beteiligter. Entgegen dieser 
formalen Gleichstellung ist der notwendig Beigeladene nach herrschen-
der Meinung gegenüber Kläger und Beklagtem, die als „Hauptbetei-
l igte" bezeichnet werden, nur ein Beteiligter minderen Rechts10. Nach 
dieser Auffassung  soll der notwendig Beigeladene nur eine abhängige 
Stellung im Prozeß haben11. Ihm fehle die Verfügungsbefugnis  über 
den Streitgegenstand, die allein den Hauptbeteiligten zukomme12. Nach 
anderer Auffassung  hat der notwendig Beigeladene im Prozeß grund-
sätzlich dieselbe Stellung und dieselbe Dispositionsbefugnis wie Klä-
ger und Beklagter13. Zwischen diesen beiden Meinungen werden dif-
ferenzierende  Auffassungen  vertreten, die dem notwendig Beigeladenen 
in beschränktem Umfang eine Verfügungsbefugnis  über den Streit-
gegenstand einräumen, indem sie seine Mi twi rkung an einzelnen Pro-
zeßhandlungen des Klägers und des Beklagten fordern  und unter 
bestimmten Voraussetzungen die Einführung eines neuen Streitgegen-
standes durch den notwendig Beigeladenen zulassen14. 

9 Vgl. hierzu die Nachweise bei der Behandlung der einzelnen Prozeßhand-
lungen im Vierten Teil. 

1 0 Redeker /von Oertzen, § 66, Rdnr. 8; Schunck/De Clerk, §§ 65, 66, 
Anm. 4 a; Stahl, S.99; Bichler, S. 184; Schmitt, NJW 1949, 611, 612; B G H 
NJW 81, 349 = DVB1 81, 28, 30. Die Terminologie ist hier unklar. Ule, §§ 65, 
66, Anm. I I I 1 bezeichnet auch die Beigeladenen als Hauptbeteil igte. 

1 1 BVerwGE 30, 27, 28; Stahl, S. 107. 
1 2 BVerwG NJW 1960, 594; OVG Koblenz AS 3, 110; OVG Münster Verw-

Rspr 6, 626, 628; Maetzel, NJW 1954, 746. 
1 3 Bauer, DÖV 1949, 227; Pietzonka, NJW 1954, 102 und 746; Menger, DVB1 

1950, 701; Martens, VerwArch 60, 252; Becker-Gassen, S. 129; nach Stettner 
w i r d der notwendig Beigeladene nicht Partei und kann auch nicht über den 
Streitgegenstand verfügen (S. 29), seine Stellung ist aber der einer Partei 
vergleichbar (S. 96). BSG MDR 1975, 435: „grundsätzliche Gleichstellung mi t 
den Hauptbetei l igten"; OVG Hamburg MDR 1950, 762 = DVB1 1951, 54: „Stel-
lung einer Partei" ; OVG Münster OVGE 3, 80: Beigeladener gehört zu den 
Personen, die als Beteil igte Partei sind oder eine parteiähnliche Stellung ein-, 
nehmen; OVG Ber l in AS 8, 130: notwendig Beigeladener hat die Stellung 
eines notwendigen Streitgenossen. 

1 4 Vgl. hierzu die Nachweise zu den einzelnen Prozeßhandlungen. 


